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An die
landwirtschaftlichen Alterskassen

Mit rechtskräftigem Urteil vom 12.01.2005 hat das LSG Nordrhein-Westfalen – L 8 LW
16/04 – entschieden, dass ein Anspruch auf Erstattung rechtswirksam entrichteter Bei-
träge nicht vererbbar ist. Das LSG Nordrhein-Westfalen schließt sich somit der Recht-
sprechung des BSG (vgl. Urteil vom 30.10.1990 – 4 RLw 2/90 – Rdschr. AH 20/90) an.

In dem dem Urteil zugrunde liegenden Sachverhalt hatte der verstorbene Ehemann der
Klägerin für die Zeit von Dezember 1966 bis Mai 1989 Beiträge als Landwirt entrichtet.
Mit Wirkung ab Juni 1989 wurde er antragsgemäß nach § 14 Abs. 2 Buchst. a GAL un-
widerruflich von der Beitragspflicht befreit. Nachdem die beklagte LAK der hinterbliebe-
nen Ehefrau im Januar 2003 mitgeteilt hatte, dass die Gewährung einer Witwenrente
mangels Erfüllung der Wartezeit nicht möglich sei, beantragte diese im Februar 2003
die Erstattung rechtswirksamer Beiträge nach § 75 Nr. 2 ALG.

Unter Hinweis auf § 117 Abs. 2 ALG lehnte die Alterskasse den Erstattungsantrag trotz
Vorliegens der Voraussetzungen des § 75 Nr. 2 ALG ab, da der verstorbene Landwirt
am 31.12.1994 keine Beiträge zur Altershilfe für Landwirte geleistet und er auch nach
dem zu diesem Zeitpunkt geltenden Recht keinen Anspruch auf Beitragserstattung nach
§ 27a GAL (infolge der ausgesprochenen Befreiung von der Beitragspflicht) gehabt ha-
be.

Der vom hinterbliebenen Ehegatten eingelegte Widerspruch sowie die gegen den Wi-
derspruchsbescheid erhobene Klage blieben erfolglos. Das mit der Berufung angeru-
fene LSG bestätigte die erstinstanzliche Entscheidung. Ergänzend zu den, die verwal-
tungsseitige Begründung bestätigenden Ausführungen des Sozialgerichts weist das
LSG darauf hin, dass der hinterbliebene Ehegatte allenfalls einen Beitragserstattungs-
anspruch geltend machen könnte, der ihm als Rechtsnachfolger („Normalerben“) zu-
stünde1. Ein Beitragserstattungsanspruch des verstorbenen Landwirts bestehe vorlie-
gend jedoch gerade nicht. Nach § 59 Satz 2, § 58 Satz 1 SGB I i. V. m. §§ 1922 ff. BGB

                                           
1 Da es sich bei der begehrten Erstattung rechtswirksamer Beiträge um eine einmalige Geldleistung han-

dele, würden die Vorschriften über die Sonderrechtsnachfolge (§§ 56 f. SGB I) nach Auffassung des
LSG von vornherein nicht eingreifen (vgl. auch BSG, Urteil vom 30.10.1990 – 4 RLw 2/90 – Rdschr. AH
20/90).
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sei es erforderlich, dass der Erstattungsanspruch im Zeitpunkt des Todes des Versi-
cherten bereits festgestellt worden sei oder zumindest ein entsprechendes Verwal-
tungsverfahren darüber anhängig gewesen sei. Zudem sei die Fälligkeit des Anspruchs
notwendig (vgl. auch die mit den Bezugsrundschreiben bekannt gegebenen Urteile des
BSG).

Weil die geforderten Voraussetzungen nach Auffassung des LSG im streitgegenständli-
chen Sachverhalt nicht vorliegen und überdies Verfassungsrecht keine andere Ent-
scheidung gebiete, wurde die Berufung als unbegründet zurückgewiesen. Revision
wurde nicht zugelassen.

Wir bitten um Kenntnisnahme und Beachtung.

In Vertretung

Stüwe

Anlage
Urteil des LSG Nordrhein-Westfalen vom 12.01.2005 – L 8 LW 16/04
























